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Gedanken zu diesen Buch:


Das Fundament des Völkerrechts lautet: pacta sunt servanda – Verträge sind einzuhalten.


Wenn Verträge bewusst geschlossen werden, ohne die Absicht ihrer Umsetzung, wird dieses Prinzip zerstört.


Das hat weitreichende Folgen:


Diplomatie verliert ihre Glaubwürdigkeit,


Vermittlung wird zur Simulation, internationales Recht zur Kulisse.


Ohne guten Glauben gibt es kein Recht – nur Macht.









Ehrlichkeit als politische Zumutung


Warum Wahrheit heute gefährlicher ist als Lüge


Ehrlichkeit gilt als Tugend. Politisch jedoch ist sie eine Zumutung. Nicht, weil Wahrheit unbekannt wäre, sondern weil sie unbequem ist. Sie stört Narrative, unterbricht Loyalitäten, verkompliziert Entscheidungen. In modernen Demokratien wird Ehrlichkeit daher nicht belohnt, sondern sanktioniert – subtil, aber wirksam.
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Der Krieg wird nur dann enden, wenn die Völker sich weigern, Krieg zu führen. – Albert Einstein









English edition published under the title:


Power Without Accountability – Oligarchs, Media, and the Russia–Ukraine War as a Political System.


The war in Ukraine is presented in the West as a moral imperative – a struggle between good and evil, democracy and aggression. This narrative generates consensus, but suppresses analysis.


This book approaches the Russia–Ukraine war not as an exception, but as a political system. It examines how oligarchic interests, media narratives, and fragmented political responsibility interact to sustain and manage the conflict.


At its core lies an uncomfortable thesis: modern power increasingly operates without accountability. While billions are transferred, private fortunes remain untouched. While politicians perform symbolic visits, responsibility dissolves across institutions. While media outlets enforce moral clarity, questions of interest, profit, and alternatives are systematically excluded from public debate.


Power Without Accountability is neither a polemic nor a conspiracy narrative. It is a structural analysis of how contemporary wars are legitimized, administered, and prolonged through moral framing, media alignment, and the diffusion of responsibility.


Rather than offering simple answers, this book asks the questions that are rarely permitted: Who benefits? Who decides? And why does accountability disappear precisely where power is most effective?


For readers seeking a sober, critical examination of modern political power, media complicity, and the war in Ukraine beyond moral simplification.









UKRAINE-RUSSLAND


Der Westen und die Illusion der moralischen Überlegenheit. Medien als Akteure der Verrohung


Vorwort: Stalin bot den Westmächten an, Deutschland wiederzuvereinigen, freie gesamtdeutsche Wahlen zuzulassen und die Besatzungszonen aufzulösen – unter einer Bedingung: Das vereinte Deutschland dürfe keinem feindlichen Militärbündnis beitreten. Es sollte neutral sein.


Angesichts der Tatsache, dass Deutschland Russland im vorangegangenen halben Jahrhundert zweimal verwüstet hatte, war diese Forderung weder irrational noch außergewöhnlich. Sie entsprach einer klassischen Sicherheitslogik: keine feindliche Militärmacht an der eigenen Grenze.









Teil I – Die Ausgangslüge


1. Die Illusion der moralischen Überlegenheit


Dieses Kapitel legt das theoretische Fundament des Buches. Es analysiert, wie der Westen Moral nicht als universellen Wert, sondern als politisches Machtinstrument einsetzt. Moralische Begriffe wie Demokratie, Menschenrechte und Freiheit fungieren dabei weniger als normative Maßstäbe denn als Legitimationsressourcen geopolitischer Entscheidungen.


Der Text zeigt, dass moralische Selbstzuschreibungen Analyse ersetzen können. Wer sich selbst als moralisch überlegen definiert, entzieht das eigene Handeln der kritischen Prüfung. Moral wird so zur Abkürzung politischer Rechtfertigung – nicht zur Grundlage verantwortlichen Handelns.


Im Zentrum steht die These, dass moralische Überlegenheit kein Zustand, sondern eine Behauptung ist. Wird sie nicht hinterfragt, verwandelt sie sich in Ideologie und dient der Stabilisierung von Machtverhältnissen, nicht deren Kontrolle.


Dieses Kapitel macht deutlich: Wo Moral zur politischen Waffe wird, verliert sie ihren ethischen Gehalt – und öffnet den Raum für Entscheidungen, die sich selbst nicht mehr erklären müssen.


Teil II – Macht und Besitz


2. Macht, Oligarchie, Geld


Dieses Kapitel untersucht die wirtschaftlichen Machtstrukturen der Ukraine und ihre systematische Ausblendung in der westlichen Kriegs- und Solidaritätsrhetorik. Im Zentrum steht die außergewöhnliche Konzentration privaten Reichtums in den Händen weniger ukrainischer Milliardäre – Vermögen, die den Krieg überdauern und politisch weitgehend unangetastet bleiben.


Der Text analysiert das Spannungsverhältnis zwischen westlicher Finanzierung und innerstaatlicher Vermögensverteilung. Während Regierungen und Steuerzahler in Europa und den USA Milliarden für Waffen, Haushaltsstabilisierung und soziale Ausgaben bereitstellen, wird eine substanzielle Eigenbeteiligung der wirtschaftlichen Eliten weder eingefordert noch thematisiert.


Das Kapitel beschreibt Solidarität als politisches Narrativ ohne Haftungslogik. Geldflüsse erfolgen weitgehend ohne transparente Kontrolle, ohne klare Bedingungen und ohne persönliche Verantwortung der Profiteure. Dadurch entsteht ein System, in dem Risiken kollektiv getragen werden, während Gewinne privat bleiben.


Macht, so die zentrale These, zeigt sich nicht nur in politischen Entscheidungen, sondern in der Fähigkeit, sich Verantwortung zu entziehen. Das Kapitel macht sichtbar, wie oligarchische Strukturen, westliche Finanzierung und fehlende Haftung ineinandergreifen – und warum diese Verflechtung öffentlich kaum hinterfragt wird.









Teil III – Steuerung der Öffentlichkeit


3. Medien & Propaganda


Dieses Kapitel analysiert die Rolle der westlichen Medien im Ukrainekrieg nicht als neutrale Beobachter, sondern als aktive Akteure der Meinungsbildung. Es zeigt, wie komplexe politische Zusammenhänge durch Boulevardisierung, Emotionalisierung und moralische Vereinfachung auf ein narratives Grundmuster reduziert werden.


Ein zentrales Element ist die sogenannte Expertenökonomie. Der Text beschreibt, wie immer dieselben, medientauglichen Stimmen Deutungshoheit erlangen, während abweichende Analysen marginalisiert oder moralisch delegitimiert werden. Expertise wird dabei weniger an analytischer Tiefe als an Anschlussfähigkeit zum dominanten Narrativ gemessen.


Das Kapitel führt den Begriff der „Propaganda ohne Propagandaministerium“ ein. Gemeint ist eine dezentrale, marktförmige Form der Meinungslenkung, die ohne Zensur auskommt. Auswahlmechanismen, Reichweitenlogik und reputative Anreize erzeugen Konformität, ohne dass ein zentraler Befehl notwendig wäre.


Besondere Aufmerksamkeit gilt der Sprache. Durch Framing, Wortwahl und systematische Auslassung werden Wahrnehmungsräume verengt, bevor eine inhaltliche Debatte überhaupt beginnen kann. Sprache ersetzt Prüfung, Haltung ersetzt Analyse. Das Kapitel macht deutlich, dass Propaganda in liberalen Demokratien nicht durch Lüge wirkt, sondern durch Ordnung der Realität.









Teil IV – Der verdrängte Rechtsbruch


4. Maidan / Minsk / Rechtsbruch


Dieses Kapitel rekonstruiert die rechtlichen und politischen Bruchlinien der Ukraine-Krise und widerspricht der verbreiteten Darstellung eines abrupten, grundlosen Konfliktbeginns im Jahr 2022. Der Fokus liegt auf den Ereignissen der Jahre 2004 und 2014, in denen externe Einflussnahme, Machtverschiebungen und rechtliche Grenzüberschreitungen zentrale Weichen stellten.


Anhand des Nuland–Pyatt-Telefonats wird aufgezeigt, wie offen westliche Akteure bereits vor dem Machtwechsel 2014 über die Zusammensetzung einer künftigen ukrainischen Regierung diskutierten. Diese Dokumentation stellt die These eines rein innerukrainischen Umbruchs grundsätzlich infrage.


Das Kapitel analysiert die Absetzung des gewählten Präsidenten Wiktor Janukowitsch und die anschließende nachträgliche juristische Legitimierung eines faktischen Machtwechsels. Dabei wird deutlich, wie politische Ergebnisse sprachlich normalisiert wurden, obwohl zentrale verfassungsrechtliche Verfahren nicht eingehalten wurden.


Einen Schwerpunkt bildet das Minsker Abkommen II. Der Text zeigt, dass dessen Scheitern nicht nur auf mangelnde Umsetzung, sondern auf bewusste strategische Verzögerung zurückzuführen war. Aussagen westlicher Spitzenpolitiker belegen, dass Diplomatie hier nicht primär der Friedenssicherung diente, sondern als Zeitinstrument genutzt wurde.


Das Kapitel kommt zu dem Befund, dass Recht und Diplomatie in diesem Konflikt funktionalisiert wurden. Verträge verloren ihren bindenden Charakter, Vermittlung wurde zur Simulation, und der Rechtsbruch zur Methode. Diese Entwicklung markiert einen entscheidenden Wendepunkt – nicht nur für die Ukraine, sondern für die Glaubwürdigkeit der internationalen Ordnung insgesamt.









Teil V – Sicherheitsarchitektur


5. NATO / Eskalationslogik


Dieses Kapitel untersucht die sicherheitspolitische Architektur Europas und ihre innere Eskalationslogik. Im Zentrum steht die NATO als Bündnis, das sich selbst ausschließlich defensiv definiert und gerade dadurch jede Ausdehnung, Aufrüstung und Grenzverschiebung als notwendige Reaktion legitimieren kann.


Der Text analysiert die Osterweiterung der NATO seit dem Ende des Kalten Krieges nicht als isolierte Abfolge souveräner Entscheidungen, sondern als strukturellen Prozess mit sicherheitspolitischen Folgen. Was im Westen als Stabilisierung verstanden wurde, erschien aus russischer Perspektive als fortschreitende Marginalisierung und Bedrohung.


Ein weiterer Schwerpunkt ist das Prinzip der Abschreckung. Das Kapitel zeigt, wie Abschreckung keinen stabilen Friedenszustand erzeugt, sondern einen permanenten Ausnahmezustand institutionalisiert. Militärische Stärke wird zur Voraussetzung von Sicherheit erklärt und produziert zugleich jene Bedrohungswahrnehmungen, die sie zu verhindern vorgibt.


Besonders kritisch beleuchtet wird die kollektive Verantwortungslosigkeit innerhalb des Bündnisses. Entscheidungen werden gemeinschaftlich getroffen, Konsequenzen jedoch fragmentiert. Diese Struktur ermöglicht Eskalation ohne klare Haftung und ohne eindeutige politische Verantwortung.


Die Ukraine erscheint in diesem Kontext als geopolitischer Zwischenraum: weder vollständig integriert noch neutral, sondern dauerhaft exponiert. Das Kapitel zeigt, dass gerade diese Zwischenposition den Konflikt nicht entschärfte, sondern strukturell verschärfte – und dass Eskalation weniger Ergebnis individueller Fehlentscheidungen ist als Folge einer Architektur, die keine andere Sprache mehr kennt.









Teil VI – Der ausgeschlossene Frieden


6. Frieden als Tabu


Dieses Kapitel analysiert, warum Frieden im westlichen politischen Diskurs nicht mehr als neutraler Zielzustand gilt, sondern zunehmend als problematisches Ergebnis erscheint. Frieden wird nicht als Lösung, sondern als Niederlage interpretiert – insbesondere dann, wenn er ohne klaren Sieg oder moralische Durchsetzung erreicht wird.


Der Text zeigt, wie moralisch aufgeladene Kriege Kompromisse systematisch ausschließen. Wird ein Konflikt als Kampf zwischen Gut und Böse gerahmt, verliert Diplomatie ihre Legitimität. Verhandlungen erscheinen als Schwäche, Verständigung als Verrat. Moral ersetzt Politik – und macht Frieden politisch kaum noch darstellbar.


Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der ökonomischen Dimension des Krieges. Rüstung, Energie, Logistik und Wiederaufbau bilden stabile Wertschöpfungsketten, die von Dauerkrisen profitieren. Frieden unterbricht diese Strukturen und wirkt daher nicht nur politisch, sondern auch wirtschaftlich disruptiv.


Das Kapitel untersucht zudem das Zusammenspiel von Medien, Politik und Industrie. Öffentliche Erzählungen stabilisieren Eskalation, politische Entscheidungen folgen der Logik der Alternativlosigkeit, und industrielle Interessen bleiben weitgehend unsichtbar. In dieser Konstellation wird Frieden nicht aktiv verhindert, aber systematisch entwertet.


Der zentrale Befund lautet: Frieden ist kein Mangel an Möglichkeiten, sondern ein Mangel an Erzählbarkeit. Solange westliche Politik Durchsetzung über Ausgleich stellt, bleibt Frieden kein Ziel – sondern ein Störfall.









Teil VII – Systemische Schuld


7. Haftungslosigkeit moderner Systeme


Dieses Kapitel widmet sich der Frage, wie in modernen politischen und ökonomischen Ordnungen Schuld entsteht, ohne dass Verantwortung greifbar wird. Es beschreibt eine Struktur, in der Schäden real sind, Täter jedoch unsichtbar bleiben. Schuld existiert, Haftung hingegen verdunstet entlang von Zuständigkeiten, Verfahren und Institutionen.


Zentral ist die Verschiebung von Entscheidung zu Funktion. Politische Akteure, Manager, Journalisten und Institutionen handeln nicht mehr als Verantwortliche, sondern als Vollstrecker systemischer Logiken. Der Verweis auf Sachzwänge, Verfahren und Alternativlosigkeit ersetzt persönliche Verantwortung.


Das Kapitel analysiert Legalität als moralischen Freispruch. Was rechtlich zulässig ist, gilt als legitim – auch dann, wenn die Folgen zerstörerisch sind. Recht wird nicht mehr als Grenze von Macht verstanden, sondern als Schutzschild gegen Haftung.


Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Trennung von Profit und Verantwortung. Gewinne werden privatisiert, Risiken kollektiv getragen. Diese Asymmetrie ist kein Fehlverhalten Einzelner, sondern strukturelles Prinzip moderner Systeme. Sie ermöglicht Effizienz – und entkoppelt Macht von Verantwortung.


Der Befund des Kapitels ist eindeutig: Eine Ordnung ohne Haftung ist stabil, aber nicht gerecht. Sie produziert Schaden, ohne Verantwortung zu kennen, und genau darin liegt ihre größte Gefahr.









Teil VIII – Schluss


8. Warum diese Fragen nicht gestellt werden dürfen


Das Schlusskapitel bündelt die zentralen Befunde des Buches und richtet den Blick auf das eigentliche Tabu des westlichen Diskurses: die systematische Vermeidung grundlegender Fragen nach Macht, Verantwortung und Alternativen. Es zeigt, dass diese Fragen nicht zufällig unbeantwortet bleiben, sondern aktiv aus dem öffentlichen Raum verdrängt werden.


Im Zentrum steht das Phänomen von Macht ohne Mandat. Politische, wirtschaftliche und mediale Entscheidungen mit weitreichenden Folgen werden getroffen, ohne dass klare Verantwortlichkeiten benannt oder demokratische Haftung hergestellt wird. Macht wirkt – aber sie ist nicht adressierbar.


Das Kapitel analysiert Moral als Disziplinierungsinstrument. Moralische Kategorien dienen weniger der ethischen Orientierung als der Grenzziehung des Sagbaren. Zweifel wird zur Gesinnungsfrage, Kritik zur Illoyalität. Wer Fragen stellt, riskiert soziale, berufliche oder politische Marginalisierung.


Besondere Aufmerksamkeit gilt der Delegitimierung von Zweifel. Nicht die Argumente werden geprüft, sondern die Motive der Fragenden. Dadurch verschiebt sich der Diskurs: Wahrheit wird nicht mehr gesucht, sondern verteidigt. Analyse wird durch Haltung ersetzt.


Schließlich erklärt das Kapitel, warum Frieden als gefährlich gilt. Frieden würde Narrative auflösen, Verantwortlichkeiten sichtbar machen und vergangene Entscheidungen infrage stellen. Er würde zeigen, dass Eskalation eine Wahl war – keine Notwendigkeit.


In diesem Kontext begründet das Kapitel die Notwendigkeit des Buches selbst. Es versteht sich nicht als Anklage, sondern als Intervention in eine verengte Debatte. Indem es verdrängte Fragen stellt, macht es sichtbar, was politisch, medial und moralisch unsagbar geworden ist – und genau darin liegt seine Funktion.


Einleitung


Ukraine, Maidan, Krieg – und die verdrängten Fragen Der Krieg in der Ukraine wird im Westen als moralische Pflicht dargestellt. Er erscheint als Kampf zwischen Gut und Böse, zwischen Demokratie und Aggression. Diese Deutung dominiert Politik, Medien und öffentliche Debatten. Sie erzeugt Zustimmung – und verhindert Analyse.


Der Konflikt begann nicht im Februar 2022. Spätestens mit dem politischen Umbruch des Maidan 2013/2014 trat die Ukraine in eine Phase dauerhafter Instabilität ein. Seitdem ist sie nicht nur geopolitischer Schauplatz, sondern ein Raum konkurrierender Macht-, Wirtschafts- und Finanzinteressen. Diese Realität wird selten thematisiert, obwohl sie für das Verständnis des Krieges zentral ist.


Der russische Einmarsch stellt einen völkerrechtswidrigen Akt dar. Diese Feststellung ist richtig – sie ersetzt jedoch keine Analyse. Wer den Krieg ausschließlich moralisch erklärt, blendet strukturelle Ursachen, wirtschaftliche Abhängigkeiten und innere Machtverhältnisse systematisch aus. Moral wird zur Abkürzung politischer Rechtfertigung, nicht zur Erklärung von Zusammenhängen.


Besonders deutlich zeigt sich diese Verdrängung bei der Zerstörung zentraler europäischer Energieinfrastruktur. Die Sprengung der größten deutsch-russischen Gaspipeline verursachte immensen wirtschaftlichen Schaden – vor allem für die deutsche Industrie und für europäische Verbraucher. Bis heute wurden die politischen Konsequenzen dieses Vorgangs weder aufgearbeitet noch öffentlich diskutiert. Fragen nach Täterschaft, Verantwortung und strategischem Nutzen blieben unbeantwortet – nicht aus Mangel an Relevanz, sondern durch bewusste Vermeidung.


Gleichzeitig verfügt die Ukraine über eine außergewöhnliche Konzentration privaten Reichtums. Ein kleiner Kreis von Milliardären kontrolliert Vermögen in zweistelliger Milliardenhöhe1. Diese Vermögen existieren unabhängig vom Krieg – und weitgehend unberührt von den Solidaritätsappellen, die an europäische Steuerzahler gerichtet werden.


Vor diesem Hintergrund stellt sich eine Frage, die im öffentlichen Diskurs kaum zugelassen wird:


Warum finanzieren die Europäische Union, die deutsche Bundesregierung und ihre Partner Milliarden für Waffen, Renten, Energieversorgung und staatliche Ausgaben, während private Großvermögen im selben Land unangetastet bleiben?


Warum wird Solidarität eingefordert, ohne zugleich Transparenz und eine substanzielle Eigenbeteiligung der wirtschaftlichen Eliten zu verlangen?


Und warum wird jede Kritik an diesen Fragen moralisch delegitimiert, statt politisch beantwortet?


Vertrauen ist keine moralische Kategorie, sondern eine Frage von Kontrolle und Verantwortung. Wer Vertrauen fordert, ohne Rechenschaft abzulegen, verlangt Unterordnung, nicht Solidarität. Der Vergleich ist hart, aber sachlich: Wem das Auto gestohlen wird, übergibt dem Täter nicht zusätzlich den Wohnungsschlüssel.


Handelt es sich bei den massiven Finanzströmen tatsächlich um uneigennützige Solidarität?


Oder wirken hier andere Mechanismen: systemische Korruption, politische Abhängigkeiten, wirtschaftliche Interessen, illegale Geschäfte oder Formen von Geldwäsche, die vom Krieg profitieren?


Dieses Buch erhebt keine Anklage und fällt kein Urteil. Es stellt Fragen, die gestellt werden müssen, weil sie systematisch verdrängt werden. Ohne Transparenz wird Hilfe blind. Ohne Haftung wird Verantwortung zur Floskel. Und ohne Ehrlichkeit wird Moral zur politischen Ausrede.
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